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I m N a m e n d e s V o l k e s
Verkündet

„ 0 ' 'am 16« August 1J61
In Sachen

0 0 0 o u o o o o o o o o o o a n o o 0 o n o o 0

Klägerin und Revisionsklägerin,

gie
g e n

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 11° Senat des Bundeseozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 16„ August 1961, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender7

Bundesrichterin Dr„ S c h w a r Z und

Bundesrichter S 0 n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter W i r s c h i n g und

Bundessozialrichter U e b e 1
als ehrenamtliche Beisitzer,

iür Recht erkannt:

‚Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—

Westfalen vom 13° Juni 1956 wird aufgehoben? die
bache wird zu neuer Entséheidung an das Landes:

sozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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Sir E___äl___„„d@=...-vu- _.

I

Die Eheleute Wilhelm und Margarete bch;;;==erhielten Eltern=

rente, weil sie ihren Sohn Josef Schifr=vim Kriege verloren

hatten, Im Dezember 1950 verstarb Margarete Sc #==== Durch

Umanerkennungsbescheid vom 250 September 1952 stellte das

Versorgungsamt (VersorgA) Köln fest, daß die Rente, die Wilhelm

Sck:■;=:nach den bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschriften

bezog, mit Ablauf des Monats Oktober 1952 wegfalle ($ 86 Abs° 1

des Bundesversorgungsgesetzes — BVG —); gleichzeitig lehnte es

die Bewilligung einer Elternrente nach dem BVG ab, da Wilhelm

Schtü::=nicht mehr bedürftig sei, Den Einstruch des Wilhelm

Sch:::=:wies der Beschwerdeausschuß am 17, April 1953 zurück°

Ein weiteres hechtsmittel legte Wilhelm Sche"e==nicht ein,

nachdem Wilhelm Schä====am 200 Oktober 1952 auf Kosten des

ozialamtes der Stadt Köln in Heimpflege gekommen war, erhob

auch die Stadtgemeinde Köln durch Schriftsatz vom 210 November

1952 Einspruch gegen den Bescheid vom 25° September 1952, in

dem das VersorgA die Weitergewährung der Elternrente abgelehnt

hatte„ Durch ein Schreiben vom 110 Dezember 1952 — eingegangen

bein VerscrgA Köln am 10, Januar 1955 — zeigte die Stadt Köln

dem VersorgA an, daß sie Wilhelm Schércrn"im Werte von monat=

lich 120,—— DM" unterstütze und deshalb als Fürsorgeträger

Ersatz aus der Elternrente beanspruche° Dieses Schreiben ent=

hielt auch einen von Wilhelm Schsfam=unterschriebenen Vermerk,

in dem er sich damit einverstanden erklärte, daß der Fürsorge:

verband "Ersatz für Fürsorgeleistungen aus der ihm zustehenden

Elternrente erhält",

Der Beschwerdeausschuß verwarf den EinSpru0h der btadt Köln

am 17„ April 1953 als unzulässig, weil er nicht von einem nach

der Gemeindeordnung zuständigen Vertreter der Stadt eingereicht

sei, Die Stadt Köln legte Berufung bei dem Oberversicherungs=

amt ein, die Berufung ging am 1° Januar 1954 als Alage auf das
Sozialgericht (SG) Köln über° Die “lägerin beantragte, die
"Vorentscheidungen" aufzuheben und den “eklagten zur bahlung
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_5._

der Elternrente für Wilhelm Schzurz=an sie zu verurteilen° Das SG

wies die Klage durch Urteil vom 15 Dezember 1954 ab°

Das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen wies die Be:

rufung der Klägerin durch Urteil vom 13. Juni 1956 zurück° In

der Verhandlung, auf vrund der dieses Urteil erging, wirkten

ein benatspräsident als Vorsitzender und zwei Sozialgerichtsräte

als weitere Berufsrichter mit° Zur Begründung führte das LSG

aus: Die Klägerin könne den Ansgruch des Wilhelm Sc =====auf

Elternrente nicht selbständig und aus eigenem Recht verfolgen;

der Anspruch auf Versorgung sei grundsätzlich nicht übertrag:

bar9 nicht verpfändbar und nicht pfändbar; eine Inanspruch=

nahme der Versorgungsrente durch Dritte sei
nur in den Urenzen

der @@67 und 70 BVG möglich; hier komme nur die Vorschrift des

5 67 Abs° 2 Nr„ 4 BVG in Betracht, wonach die Übertragung, die

Verpfändung und Pfändung eines Anspruchs auf Versorgungsbezüge

wegen eines Anspruchs einer öffentlich—rechtlichen Körperschaft

auf Rückzahlung einer nach gesetzlicher Verpflichtung gewährten

Leistung ausnahmsweise möglich sei; die Klägerin habe nach ge=

setzlicher Verpflichtung Leistungen gewährt und habe nach @ 21 a

der Fürsorgepflichtverordnung (FürstlV0) deswegen einen ßrsatz=

anspruch; indes richte sich dieser Anspruch "nur auf die dem

Fürsorgeempfänger zustehenden tatsächlichen Leistungen, nicht auf

den Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung an sich"; im übrigen

ergebe sich aus % 1 BVG, daß es im freien Belieben des Versor=

gungsberechtigten stehe, ob er einen Versorgungsanspruch geltend

machen wolle oder nicht; @ 1538 der Reichsversicherungsordnung

(EVO)‚ wonach der neue Gläubiger auch selbst Antrag auf Rente

stellen und nechtsmittel einlegen könne, sei nicht anwendbar;

schließlich liege auch keine Abtretung vor; ein Prozeßführungsz

recht im Sinne der Prozeßstandschaft komme nicht in Betracht°

Die Revision ließ das LSG zu° Das Urteil wurde der Klägerin

am 270 JJezember 1956 zugestellt° Am 22° Januar 1957 legte sie
Revision ein und beantragte,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom

15° Juni 1956 aufzubében und nach dem zuletzt
gestellten Antrag der Alägerin zu erkennen°
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_ 4 „

Am 60 Februar 1957 begründete sie die nevision: Der Anspruch

des Wilhelm Schäfer auf Versorgung nach dem BVG sei durch An:

zeige nach 5 21 a FürslflV0 auf die Klägerin übergegangen; die

Anzeige gemäß’éÜ21 a FürstlV0 sei am 10° Januar 1953 bei dem

»

VersorgA eingegangen; zu diesem beitpunkt habe wilhelm Schä==rz

noch Anspruch auf Rente gehabt, denn die Bntziehung durch den

Bescheid vom 250 September 1952 sei damals noch nicht bindend

gewesen; der Umstand, daß Wilhelm Sclz=r=2gegen den Bescheid

des Beschwerdeausschusses vom 17" April 1953 keinen.£echtsbe=

helf eingelegt habe9 hindere die Klägerin nicht, ihrerseits

diesen bescheid anzufechten; @ 1538 EVO sei im Versorgungsrccht

entsprechend anzuwenden, die Klägerin könne daher den auf sie

übergegangenen Anspruch auch gerichtlich geltend machen; zu

dem gleichen Ergebnis führe auch die Annahme einer Erozeßstapdz■

schaft, die Zustimmung des Berechtigten liege entgegen der

Ansicht des LSG vor° ' '

Der Deklagte beantragte,

die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision ist nach 5 162 Abs° 1 Nr„ 1 des Sozialgerichts:

gesetzes (SGG) statthaft; die Klägerin hat sie form— und

fristgerecht eingelegt und begründet, sie ist daher zulässig;

sie ist auch begründet°

In der mündlichen Verhandlung, auf die das angefochtene Urteil

ergangen ist, haben als Berufsrichter ein Senatspräsident als

Vorsitzender und zwei Sozialgerichtsräte „mitgewirkt‚ der
Denat ist damit nicht vorsdhriftsmäßig besetzt gewesen (BSG 9„

157)? das Verfahren, in dem er entschieden hat, ist mangelhaft

gewesen (BSG 119 22)„ Die Klägerin hat diesen Verfehrensmengel

jedoch nicht gerügt, das Bundessczialgéricht (BSG) hat ihn
nicht von Amts wegen zu berücksichtigen (Vgl° Urt„des BSG vom

ze„ Juli 1961 —8 RV 637/58 —)°
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...5.-

Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit sind für den vorliegenden

Fall zuständig° Die Parteien streiten nicht über die Gültigkeit

der "Überleitungsanzeige" nach @21 a FürstlV0; es handelt sich
vielmehr.darum, ob die Klägerin befugt ist, den nach 5 21 FürstlV0

als Ersatz "angeforderten" Anspruch auf Versorgung nach dem BVG

gerichtlich geltend zu machen, sowie darum, ob und gegebenenfalls

in welchem Umfange ein solcher AnSpruch noch besteht, Dabei han:

delt es sich um eine Angelegenheit der Kriegsopferversorgung

im Sinne von @ 51 SGG°

Nach 5 21 a Fürs?flV0 kann der Fürsorgeverband, der einen Hilfe:

bedürftigen unterstützt, Rechtsansprüche des Hilfebedürftigén

gegen einen Dritten auf Leistungen zur Deckung des Lebensbedarfs

für die A»eit der Unterstützung durch schriftliche Anzeige an

den Dritten als Ersatz auf sich überleitenaAuch Ansprüche auf

Versorgungsbezüge nach dem BVG, also auch auf Elternrente, können-

in dieser Weise auf den Fürsorgeträger übergeleitet werden

(Urteil des BVerwG vom 5, Juli 1956, NJW 1957, 74)° Die Über=

leitung ist für die Zukunft möglich, wenn der Fürsorgetrager
in dem Zeitpunkt, in dem seine Anzeige bei dem Dritten eingeht,

Unterstützung leistet (Urteil des BGH vom 29° Februar 1956,

NJW 1956, 790)° Diese Voraussetzungen liegen hier vor°

Als eine Anzeige nach 5 21
a FürstlV0 ist das Schreiben der

Klägerin vom 11° Dezember 1952 anzusehen, das bei dem VersorgA

am 10° Januar 1955 eingegangen ist° In diesem Schreiben ist

zwar nicht zum Ausdruck gebracht, daß die Stadt Köln nach

@ 21 a FürstlV0 Ansprüche überleiten wolle, es ist darin}

vielmehr auf die 55 1551 ff EVO und auf die - für 5 21 a
FürstlV0 nicht erforderliche — ausdrückliche Zustimmung des

Unterstützten Bezug genommen, Gleichwohl genügt dieses Schrei=

ben den Erfordernissen, die an eine Überleitungsanzeige nach
@ 21 a FürstlV0 zu stellen sind, denn die Klägerin hat damit

jedenfalls schriftlich mitgeteilt, daß sie die Elternrente

des Wilhelm Sch=====als Ersatz ihrer Aufwendungen in Höhe

von monatlich 12o,—— DM beanspruche° Durch die Anzeige nach

@ 21 a FürstlV0 geht der Anspruch des Fürsorgeempfängers

gegen den Dritten in dem Umfang auf die Fürsorgebehörde über,

_ 6 _
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in dem er im Zeitpunkt des Eingangs der Anzeige besteht, er

geht "zum Ersatz" über„ d„h„ insbweit‚ als der Fürsorgeträger

Fürsorgeleistungen im Sinne des @ 21 a Fürs?flV0 erbracht hat°

Wie jede künftige Forderung, sofern sie schon genügend bestimmt

oder doch bestimmbar ist, nach @ 21 a £ürstlV0 mit der Hirhung

übergeleitet werden kann, daß mit der Entstehung der Eorderurg

deren Übergang sich Ohne weiteres vollzieht (BGH NJW 1956, 790}‚

BVG jedenfalls dann möglich9 wenn der Anspruch zwar noch nicht
festgestellt ist, der Versorgungsberechtigte aber die Fest=_

stellung beantragt hat„

Aln einem solchen Falle ist der “übergeleitete” Anspruch zunächst

noch in der Schwebe; die Überleitung nach @ 21 a FürstlV0 ist

nämlich eine gesetzliche Abtretung, sie hat auch die rechtliche

Wirkung einer Abtretung (vglc auch BVerwG NJW 1957, 74; BGH

NJW 1956, 790); Gegenstand der Überleitung nach @ 21 a FürstlVd

ebenso wie einer Abtretung können grundsätzlich auch künftige9

bedingte? "ungewisse" oder "streitbefangene" Forderungen sein.°

Zwar ist die Übertragung von Versorgungsbezügen grundsätzlich

ausgeschlossen (@ 67 Abs° 1 BVG)7 doch läßt das Gesetz hiervon

Ausnahmen zu; eine dieser Ausnahmen ergibt sich aus @ 21 a

FürstlV0 (@ 67 Abs° 2 Nr„ 4 BVG, vgl° auch brlaß des BMA vom
40 Juni 1955, BVBl 1955, 12o)°-Wenn aber das Gesetz die Über:

tragung von Ansprüchen auf Versorgungsbezüge zuläßt7 ist es

nur folgerichtig, daß insoweit auch die Vorschriften des bür=

gerlichen Rechts über die Übertragung von Forderungen Anwendung

finden (vgl° BSG 11, 60)° Das bedeutet für den vorliegenden
Fall, daß die Klägerin mit der Überleitung der Forderung die

volle Gläubigerstellung erworben hat einschließlich des Rechts?

die Forderung im 2259222 Namen gerichtlich geltend zu machen°
be handelt sich hier nicht darum, daß die Klägerin als Sach=.

verwalter eines JJritten oder der Allgemeinheit auftritt9 es
handelt sich auch nicht darum, daß die Klägerin das "Fest:

stellungsverfahren auf Leistungen aus dem Versorgungsverhält=

nis gg;dgpkEgrgoggupgsbergghtggtgn betreibt", wie dies in der

Sozialversicherung (@ 1538 RVG) — neben der Geltendmachung

eines eigenen Ersatzanspruchs (@ 1551 ff RVG) — möglich ist
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...?-

(vgl° hierzu auch BraCkmann, Ilandbuch der Sozialversicherung, Bd"

III S„
792 d—f)° Der Fürsorgeträger kann vielmehr den auf ihn über:

gegangenen Anspruch ebenso geltend machen wie ein Zessionar im

Falle eines vertraglichen Forderungsüberganges (Abtretung)„ Aller:

dings muß er sich dabei die Einwendungen entgegenhalten lassen,

die gegen den bisherigen Gläubiger möglich gewesen sind (55 412,

404 des Bürgerlichen Uesetzbuches « BGB --)0 Die Klägerin muß

sich also unter Umständen entgegenhalten lassen, der Unterstützte

habe nur noch bis Ende Oktober 1952 Anspruch auf Elternrente,

weil sein noch lebender Sohn ihn nunmehr unterstützen könne„

Darüber hinaus muß die Klägerin, da der Anspruch des Versorgung =

begeghtigtgn auf sie übergegangen ist, in Kauf nehmen, daß dieser

AnsPruch geringer wird oder ganz wegfällt, wenn die Voraussetzungen

‚i1?»„.der.f srees st._Yersgrsilrssloereelliiisicss(wie zBdie‘Minderune
der Erwerbsfähigkeit bei der Beschädigtenrente oder — wie hier —
die Bedürftigkeit als Voraussetzung des Anspruchs auf Elternrente)

sich ändern° Zur Klärung der Frage„ ob eine Änderung in den Anz

spruchsvoraussetzungen eingetreten ist„kann die.Klägerin als

neuer Gläubiger des Anspruchs auf Versorgungsbezüge auch Rechts:

behelfe einlegen°

Daraus ergibt sich für den vorliegenden fall, daß die Klägerin

befugt gewesen ist, Klage vor dem SG zu erheben„ Zwar hat der
Beklagte dem Wilhelm Sch; ===am 25, September 1952 einen Bescheid

erteilt, in dem er die Weitergewährung der Elternrente abgelehnt
hat; dieser Verwaltungsakt ist aber in dem “eitpunkt‚ in dem die

Klägerin auf.vrund ihrer Überleitungsanzeige Gläubigerin des

Anspruchs auf Versorgungsbezüge gewerden ist (100 Januar 1955)?

noch nicht bindend geweseno Der Einspruch des Wilhelm Sch=gz==

gegen den Bescheid vom 25° beptember 1952 war damals noch nicht

zurückgewiesen° Die Klägerin hat deshalb auch ihrerseits die

Aufhebung des Bescheides vom 25° Öeptember 1952 begehren können;

sie ist durch das Bestehen dieses Bescheids und durch die Uefahr

des Eintritts der Bindung aller Beteiligten an diesen Bescheid

(% 77 SGG) jedenfalls vom 10° Januar 1953 an in ihren eigenen
Re0hten betroffen und beschwert gewesen; auch wer nicht Adressat

eines Bescheids ist‚ kann dadurch betroffen und in seinen ■ech=

ten verletzt sein (vgl° Haueisen, Die Ortskrankenkasse, 1955, 8 ff;
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Schunck—de Clerck, VwGO‚ Komme9 1961, 188; Ule, Verwaltungs=

gerichtebarkeit, 1960‚ 106, sowie die Urteile des BVerwG vom

12„ April 1956, BVerwGE 3, 237 ff und vom 28° Januar 1959,

DVBl 19599 596 ff)o Mit Recht hat deshalb der Beklagte am

17„ April 1953 über den Einspruch der Klägerin entschieden;

zu Unrecht hat er allerdings diesen Einspruch als unzulässig
terworfeno Die Klägerin hat als neuer Gläubiger begehren können‚

daß der Beklagte die Elternrente des Wilhelm Seh£====an sie

zahle„ Wenn der Deklagte am 17° April 1953 auch über den Einz’

spruch des Wilhelm Sch=4:=:entschieden hat? so hat dadurch

die Rechtsstellung der Aiägerin nicht beeinträchtigt werden
können; Vilhelm Sch=%===ist insoweit, als sein Anspruch auf

Elternrente auf die Klägerin übergegangen ist, nicht mehr

berechtigt gewesen (BGH aaO)°

SG und LSG haben es hiernach_zu Unrecht unterlassen, zu entsc ei:

den, ob der auf die Klägerin übergegangene Anspruch aus dem

Versorgungsrechtsverhältnis begründet ist„ Das Urteil ist daher

aufzuheben und die Sache zu neuer bntscheidung an das LSG zurfck:
zuverweisen°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil des

LSG vorbehalten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

